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Um allen Eltern gleiche Chancen 
bei der Anrechnung zu gewähren, 
wurde im Juli dieses Jahres das 

Mutterschutzgesetz (MSchG) dahin ge-
hend geändert, dass Zeiten der Karenz bei 
Rechtsansprüchen, die sich nach der Dauer 
der Dienstzeit richten, in vollem Umfang bis 
zur maximalen Dauer angerechnet werden. 
Damit wird klargestellt, dass Karenzzeiten 
in jenem Umfang angerechnet werden, in 
dem sie auch in Anspruch genommen wur-
den, bzw. dass Karenzzeiten bis maximal 
zum Ablauf des 2. Lebensjahres des Kindes 
angerechnet werden. 
(Quelle: ARD 6656/16/2019)

Anrechnung der Karenz auf dienstzeitab-
hängige Ansprüche im vollen Ausmaß!

SEPA-Lastschriftmandat 
für Einkommensteuer-Vorauszahlungen 

©abelena - stock.adobe.com

Seit Sommer 2019 ist es so weit! Die Einkommensteuer-
Vorauszahlungen können mittels SEPA-Lastschriftmandat 
(landläufig unter Einziehungsauftrag bekannt) bezahlt wer-

den. Andere Abgaben müssen allerdings weiterhin überwiesen 
werden.

Erteilung SEPA-Lastschriftmandat
Wer seine Einkommensteuer-Vorauszahlungen nicht mehr über-
weisen möchte, kann der Finanzverwaltung ein SEPA-Lastschrift-
mandat erteilen. Dazu kann man entweder ein Online-Formular 
auf der Seite des BMF oder ein Formular im Portal FinanzOnline 
ausfüllen.

Das Online-Formular muss man ausfüllen, ausdrucken und un-
terschrieben ans Finanzamt per Post senden. Dies kann nur vom 
Steuerpflichtigen selbst erfolgen – wir können dies leider nicht 
für Sie erledigen!

Bei FinanzOnline genügt das Ausfüllen der Online-Maske und 
Versenden über FinanzOnline.

Kein Einzug für andere Abgabenarten
Das Lastschriftmandat gilt nur für die Einkommensteuer-Voraus-

zahlungen. Alle anderen Abgabenarten wie Körperschaftsteuer, 
Umsatzsteuer, Lohnabgaben, etc. müssen weiterhin per Zahlungs-
anweisung (landläufig Überweisung) bezahlt werden.

Einkommensteuernachzahlungen infolge der bescheidmäßigen 
Erledigung der eingereichten Steuererklärung werden nicht ein-
gezogen bzw. können nicht eingezogen werden. Diese müssen 
weiterhin überwiesen werden.

Achtung auf korrekten IBAN
Seit 1. Juli 2019 werden zudem Zahlungen auf alte Finanzamts-
IBAN nicht mehr angenommen. Bitte kontrollieren Sie unbedingt 
Ihre Online-Banking-Vorlagen und Daueraufträge.

Aufbau IBAN alt: 
ATxx 6000 0xxx xxxx xxxx (BIC OPSKATWW)
 
Aufbau IBAN neu: 
ATxx 0100 0xxx xxxx xxxx (BIC BUNDATWW)

Die aktuell gültige IBAN finden Sie unter: 
https://service.bmf.gv.at/service/
anwend/behoerden/

In den vergangenen Jahren 
wurden in vielen Kollektiv­
verträgen bei der Anrechnung 
von Karenzzeiten wichtige 
Verbesserungen erreicht. 

©reeel - stock.adobe.com
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Liebe Leserin, lieber Leser!

Die Schlacht ist geschlagen, die Stimmen sind 
ausgezählt, die Mandate verteilt! Lachende Ge-
sichter auf der einen Seite - große Enttäuschung 
auf der anderen.

Auf welcher Seite werden wir SteuerzahlerInnen 
uns nach dieser Wahl wieder finden? 

In den Wochen vor der Wahl wurden noch 
schnell zahlreiche Pakete (Steuer, Pension, …) 
beschlossen und Geschenke - mit wechselnden 
Mehrheiten - an die Wählergruppen verteilt. Das 
parteipolitische Stückwerk ließ jedoch jeglichen 
Blick auf das Gesamte vermissen. Ob man uns 
damit einen Gefallen getan hat oder nicht, wer-
den die kommenden Jahre zeigen. Fakt ist, dass 
Österreich in der Zukunft noch ein paar Milli-
arden mehr zu stemmen hat. Der Handlungs-
spielraum für die kommende Regierung wurde 
massiv eingeengt und somit ein zukunftsorien-
tiertes Gesamtpaket für die nächsten Jahre und 
Generationen verhindert.

Da stellt sich für mich schon die Frage, ob es das 
ganze Sommer-Theater wert war!?

Leider lässt sich auch aus dem (recht eindeutigen) 
Wahlergebnis vorerst keine Richtung für Öster-
reich erkennen. Zwar gibt es zwei große und einen 
kleinen Gewinner, doch daraus bereits die eine 
oder andere Koalition ableiten zu können, wäre 
verfrüht. Denn wie schnell sich Verlierer zusam-
menfinden können, hat der Sommer gezeigt … 
und dann könnte es wieder ganz anders kommen!

Gleich wie es kommt, welche Couleurs die zu-
künftige Regierung auch haben wird, letztendlich 
werden Sie und ich - als „brave“ SteuerzahlerIn 
- die Rechnung dafür zahlen müssen, denn wer, 
wenn nicht der/die SteuerzahlerIn, soll, kann und 
muss es tun?!

Ihr
Mag. Wolfgang Hackstock
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Voraussetzungen
Es muss ein gemeinsamer Haushalt mit dem Kind bestehen und 
der Vater muss die Meldefristen an den Arbeitgeber einhalten 
(siehe „Wann muss der Papamonat gemeldet werden?“). Eine 
Mindestbeschäftigungsdauer oder bestimmte Betriebsgröße 
ist nicht erforderlich

Ab wann gilt der Papamonat?
Die Regelung trat mit 1. September 2019 in Kraft und gilt für 
Geburten, deren errechneter Geburtstermin frühestens drei 
Monate nach dem Inkrafttreten liegt, also für errechnete Ge-
burtstermine ab 1.12.2019.

Eine Sonderregelung gibt es für errechnete Geburtstermine zwi-
schen 1.9.2019 und 30.11.2019: hier besteht auch ein Anspruch 
auf einen Papamonat. Allerdings ist eine kürzere Vorankündi-
gungsfrist an den Arbeitgeber zu beachten. 

In welchem Zeitraum und wie lange kann er genutzt werden?
Der Vater kann den Papamonat in der Dauer von einem Monat 

im Zeitraum nach der Geburt bis zum Ende des Beschäftigungs-
verbotes der Mutter in Anspruch nehmen. Sonstige Dienstver-
hinderungsgründe - z.B. aus Anlass der Geburt - bleiben unbe-
rührt. Der Papamonat muss durchgehend konsumiert werden 
– eine Aufteilung ist nicht zulässig.

Wann muss der Papamonat gemeldet werden?
•	 Spätestens drei Monate vor dem errechneten Geburtstermin 

muss der Vater den voraussichtlichen Beginn unter gleichzei-
tiger Bekanntgabe des voraussichtlichen Geburtstermins dem 
Arbeitgeber ankündigen (Vorankündigungsfrist).

•	 Bei errechneten Geburtsterminen in den Monaten September, 
Oktober und November 2019 darf die Vorankündigungsfrist 
von drei Monaten unterschritten werden.

•	 Nach der Geburt muss der Vater den Arbeitgeber unverzüglich 
von der Geburt verständigen.

•	 Spätestens eine Woche nach der Geburt ist der tatsächliche 
Antrittszeitpunkt des Papamonats bekannt zu gegeben.

Papamonat jetzt 
mit Rechtsanspruch!

Bisher hatten grundsätzlich nur Väter, die 
im öffentlichen Dienst beschäftigt waren, 

Anspruch auf einen Papamonat. Nun sollen 
auch alle Väter in privatwirtschaftlichen 

Unternehmen davon profitieren. 

© Prostock-studio – stock.adobe.com
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Haben Väter einen Kündigungs- und Entlassungsschutz?
Ja. Er beginnt mit der Vorankündigung, allerdings frühestens 
vier Monate vor dem errechneten Geburtstermin. Er endet vier 
Wochen nach dem Ende des Papamonats.

Wird der Papamonat für dienstabhängige Ansprüche an-
gerechnet?
Ja. Der Monat muss für Ansprüche, die sich nach der Dauer der 
Dienstzeit richten berücksichtigt werden.

Können auch gleichgeschlechtliche Paare den Papamonat 
nutzen?
Ja. Frauen, deren Partnerin durch medizinisch unterstützte Fort-
pflanzung ein Kind bekommt, können den Anspruch geltend 
machen.

Welche finanzielle Leistung erhalten Väter während des 
Papamonats?
Beim Rechtsanspruch auf einen Papamonat handelt es sich um 
eine Dienstfreistellung von der Arbeit in der Dauer von einem 

Monat. Der Arbeitgeber muss in dieser Zeit kein Entgelt zah-
len. Väter können aber während des Papamonats den Famili-
enzeitbonus in der Höhe von täglich € 22,60, also ca € 700 
für einen Monat beziehen. Dieser Betrag wird allerdings bei 
einem späteren Bezug von Kinderbetreuungsgeld des Vaters 
wieder abgezogen.

ACHTUNG!
Der Familienzeitbonus und der Papamonat sind unterschiedliche 
Ansprüche und decken sich zeitlich nicht zur Gänze. Bei der 
Planung des Papamonats und der Festlegung der Bezugstage 
des Familienzeitbonus müssen beide Ansprüche exakt aufei-
nander abgestimmt werden. Die gewählte Bezugsdauer des Fa-
milienzeitbonus muss daher mit der in Anspruch genommenen 
Dienstfreistellung für einen Papamonat exakt übereinstimmen!
(Quelle: https://www.arbeiterkammer.at/papamonat#)
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Übergang der Steuerschuld 
bei Bauleistungen

Der Übergang der Umsatzsteuerschuld auf den Leistungsempfänger ist eine Abweichung 
von der Grundregel, dass der leistende Unternehmer die Umsatzsteuer schuldet. Diese 

Ausnahmeregelungen werden immer umfangreicher.

Übergang der Umsatzsteuerschuld 
bedeutet, dass die Umsatzsteuer 
nicht wie im Regelfall vom Lei-

stungserbringer geschuldet und an sein 
Finanzamt abzuführen ist, sondern vom 
unternehmerischen Leistungsempfänger 
geschuldet wird. Der Empfänger erhält in 
diesen Fällen vom Leistungserbringer eine 
Rechnung über einen Nettobetrag ohne Aus-
weis der Umsatzsteuer, jedoch mit Hinweis 
auf den Übergang der Steuerschuld. Der 
Leistungsempfänger muss die für den Lei-
stungserbringer geschuldete Umsatzsteuer 
in seine Umsatzsteuervoranmeldung auf-
nehmen, kann aber zugleich die Vorsteuer 
in derselben Höhe geltend machen, sodass 
sich de facto keine Belastung für den Lei-
stungsempfänger ergibt.

Übergang der Steuerschuld
In welchen Fällen es zum Übergang der 
Steuerschuld kommt, ist im Gesetz genau 
geregelt. Unter bestimmten Voraussetzungen 
ist dies etwa bei Bauleistungen der Fall. So 
kommt es zum Übergang der Umsatzsteu-
erschuld auf den Empfänger von Baulei-
stungen, wenn der Empfänger Unternehmer 

ist und seinerseits mit der Einbringung der 
Bauleistungen beauftragt ist oder der Emp-
fänger ein Unternehmer ist und üblicherweise 
selbst Bauleistungen erbringt. Bauleistungen 
sind alle Leistungen, die der Herstellung, 
Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung 
oder Beseitigung von Bauwerken dienen.  

Entscheidung des VwGH
Einer in diesem Zusammenhang ergange-
nen Entscheidung des VwGH lag folgender 
Sachverhalt zugrunde: 
Der Unternehmer A führte Trockenbauar-
beiten im Zusammenhang mit der Errich-
tung von Dachgeschosswohnungen durch. 
Nachdem A die erste Teilrechnung mit ge-
sondertem Ausweis der Umsatzsteuer an den 
Unternehmer B fakturierte, veranlasste B 
mündlich, die Rechnung mit Übergang der 
Umsatzsteuer (somit ohne Umsatzsteuer) 
auszustellen. Die weiteren Fakturierungen 
sind sogleich ohne Ausweis von Umsatz-
steuer erfolgt. Eine Überprüfung der Fi-
nanzverwaltung bei dem Unternehmer B 
ergab, dass dieser weder mit der Erbringung 
von Bauleistungen beauftragt wurde noch 
üblicherweise Bauleistungen erbringt. Das 

Finanzamt und das Bundesfinanzgericht 
(BFG) vertraten die Ansicht, A wäre es 
leicht möglich gewesen zu erkennen, dass 
der Leistungsempfänger B weder mit der 
Erbringung von Bauleistungen beauftragt 
wurde noch üblicherweise selbst Baulei-
stungen erbringt und somit der leistende 
Unternehmer A selbst Schuldner der USt 
war. Dies hätte der Unternehmer A beispiels-
weise durch einen Blick auf die Homepage 
des B erkennen können, da der Unternehmer 
B Eigentümer des Gebäudes sei und er somit 
nicht selbst mit einer Bauleistung beauftragt 
sein konnte.
 
Der VwGH führte dazu aus, dass die Erwä-
gungen der Finanzverwaltung nicht schlüs-
sig waren und hob das Erkenntnis des BFG 
auf. Aufgrund der Eigentumsverhältnisse am 
Gebäude ist nicht auszuschließen, dass der 
Unternehmer B üblicherweise selbst Baulei-
stungen erbringt, noch dass dieser seinerseits 
mit der Erbringung der Bauleistung beauf-
tragt ist. Es könnten somit Bauleistungen 
mit Übergang der Steuerschuld vorliegen.

©filmfoto - istockphoto.com
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Vorsicht bei Auslandszahlungen 
Abzugsteuer beachten!

In bestimmten Fällen müssen österreichische Unternehmer von den an ausländische 
Unternehmer bezahlten Vergütungen eine besondere Steuer einbehalten und an das 

zuständige Finanzamt abführen (sogenannte Abzugsteuer). 

Die Abzugsteuer beträgt 20% des gezahlten Bruttobetrages. 
Der österreichische Unternehmer haftet dabei (ähnlich wie 
bei der Lohnsteuer und der Kapitalertragsteuer) verschul-

densunabhängig für die Einbehaltung und Abfuhr der Steuerab-
zugsbeträge. Um nachträgliche steuerliche oder sogar finanzstraf-
rechtliche Konsequenzen zu vermeiden, empfiehlt es sich daher 
rechtzeitig eine sorgfältige Prüfung im Hinblick auf eine mögliche 
Abzugsteuerpflicht vorzunehmen.

Zahlungen an ausländische Unternehmer
Leisten österreichische Unternehmer Zahlungen an ausländische Un-
ternehmer, besteht das Risiko, dass der österreichische Unternehmer 
dazu verpflichtet ist, vom gezahlten Bruttobetrag 20% Abzugsteuer 
an das zuständige österreichische Finanzamt abzuführen. Der Ab-
zugsteuer unterliegen Zahlungen für empfangene Dienstleistungen, 
welche von bestimmten ausländischen Unternehmern, wie z.B. 
Schriftstellern, Vortragenden, Künstlern, Sportlern, kaufmännischen 
oder technischen Beratern, Lizenzgebern oder Aufsichtsräten er-
bracht werden. Als ausländische Unternehmer gelten in diesem 
Zusammenhang natürliche oder juristische Personen, die weder 
einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt (im Falle von 
natürlichen Personen) bzw. die weder die Geschäftsleitung noch 
ihren Sitz im Inland (im Falle von Körperschaften) haben.

Abfuhr und Meldung der Steuer – bis wann?
Schuldner der Abzugsteuer ist zwar der ausländische Zahlungs-
empfänger, die Verpflichtung zur rechtmäßigen Abfuhr der Steuer 
trifft jedoch den inländischen Unternehmer. Der Steuerabzug ist im 
Zeitpunkt des Zuflusses beim Empfänger vorzunehmen und spä-
testens bis zum 15. des nächstfolgenden Monats an das zuständige 
Finanzamt abzuführen sowie zu melden.

Abzugsteuer im Rückerstattungswege zurückverlangen
Stellt sich nach Einbehalt und Abfuhr der Abzugsteuer durch den 
österreichischen Unternehmer heraus, dass Österreich aufgrund des 
zwischen dem ausländischen Leistungserbringer und Österreich 
geltenden Doppelbesteuerungsabkommens lediglich ein einge-
schränktes oder gar kein Besteuerungsrecht zukommt, so hat der 
ausländische Unternehmer die Möglichkeit, die zuvor einbehaltene 
Abzugsteuer im Rückerstattungswege zurückzuverlangen.

DBA-Entlastungsverordnung
Demgegenüber kann unter bestimmten Voraussetzungen auch 
eine sofortige Entlastung an der Quelle durch den österreichischen 
Unternehmer vorgenommen werden. Das ist dann möglich, wenn 
die in der sogenannten DBA-Entlastungsverordnung geregelten 
Voraussetzungen erfüllt werden. Im Wesentlichen hat dabei der 
österreichische Unternehmer gegenüber der österreichischen Fi-
nanzverwaltung unter Mithilfe des ausländischen Leistungserbrin-
gers bestimmte Dokumentationserfordernisse zu erfüllen. Werden 
sämtliche Voraussetzungen erfüllt, ist in diesen Fällen keine Ab-
zugsteuer einzubehalten.

FAZIT
Werden von österreichischen Unternehmern Zahlungen an 
ausländische Unternehmer geleistet, empfiehlt es sich derartige 
Fälle auf eine mögliche Abzugsteuerpflicht bereits im Vorfeld 
sorgfältig zu prüfen und gegebenenfalls die erforderlichen 
Maßnahmen zu setzen. Wir unterstützen und beraten Sie dabei 
gerne!

©AndreyPopov  - istockphoto.com
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Wenn bei Veräußerung eines Wirtschaftsgutes keine neuen Anlagegüter angeschafft wer­
den, auf die eine Übertragung erfolgen kann, können die stillen Reserven einer steuer­
freien Übertragungsrücklage zugeführt werden, anstatt sie gewinnerhöhend aufzulösen.

Steuer optimieren bei stillen Reserven

Natürliche Personen und Gesell-
schafter von Mitunternehmer-
schaften (z.B. OG oder KG), die 

natürliche Personen sind, haben unter be-
stimmten Voraussetzungen die Möglich-
keit, die anlässlich der Veräußerung von 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
aufgedeckten stillen Reserven von den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
des im Wirtschaftsjahr der Veräußerung 
neu angeschafften bzw. hergestellten An-
lagegutes abzusetzen. 

Als Anschaffungskosten des neuen Wirt-
schaftsgutes gelten somit die um die 
übertragenen stillen Reserven gekürzten 
Beträge. Im Gegenzug kann dafür eine so-
fortige Versteuerung der stillen Reserven 
verhindert werden. Eine Übertragung der 
stillen Reserven (Erlös abzgl. Buchwert) 
kommt dabei nur unter bestimmten Voraus-
setzungen in Betracht. So ist eine Übertra-
gung in der Regel nur möglich, wenn das 
veräußerte Wirtschaftsgut im Zeitpunkt 
der Veräußerung mindesten 7 Jahre zum 
Anlagevermögen des Betriebes gehört hat.

Einschränkungen für die Übertragung
Darüber hinaus ist eine Übertragung stiller 
Reserven nur auf die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten von körperlichen Wirt-

schaftsgütern zulässig, wenn auch die 
stillen Reserven aus der Veräußerung von 
körperlichen Wirtschaftsgütern stammen, 
oder von unkörperlichen Wirtschaftsgü-
tern, wenn auch die stillen Reserven aus 
der Veräußerung von unkörperlichen Wirt-
schaftsgütern stammen. Für die Übertra-
gung stiller Reserven auf Grund und Boden 
bzw. auf Gebäude sind Besonderheiten zu 
beachten. Gänzlich unzulässig ist etwa 
die Übertragung stiller Reserven auf die 
Anschaffungskosten von Betrieben, Betei-
ligungen an Personengesellschaften (z.B. 
OG und KG) und von Finanzanlagen.

Übertragungsrücklage oder gewinner-
höhende Auflösung
Werden im Jahr der Veräußerung eines 
Wirtschaftsgutes keine neuen Anlagegü-
ter angeschafft, auf die eine Übertragung 
erfolgen kann, ist es möglich, die stillen 
Reserven einer steuerfreien Übertragungs-
rücklage zuzuführen bzw. kann im Falle 
von „Einnahmen-Ausgaben-Rechnern“ 
ein Betrag in Höhe der stillen Reserven 
steuerfrei belassen werden. In weiterer 
Folge kann die Rücklage (bzw. der steu-
erfreie Betrag) innerhalb von 12 Monaten 
(in bestimmten Fällen verlängert sich der 
Zeitraum auf 24 Monate) ab dem Ausschei-
den des Wirtschaftsgutes auf bis dahin neu 

angeschaffte bzw. hergestellte Wirtschafts-
güter übertragen werden.
 
Erfolgt keine Übertragung der stillen 
Reserven bis zum Ablauf der jeweiligen 
Verwendungsfrist oder wird nur ein Teil 
innerhalb der Frist verwendet, ist im be-
treffenden Wirtschaftsjahr eine gewinner-
höhende Auflösung vorzunehmen.
 
Beispiel: A verkauft eine seit 8 Jahren zu 
seinem Betrieb zugehörige Maschine um 
€ 35.000 (netto; Buchwert € 20.000) im 
September 2018. Im Jänner 2019 kauft er 
sich ein weiterentwickeltes Modell der Ma-
schine zu einem Neupreis von € 130.000 
(netto). Sind sämtliche Voraussetzungen 
erfüllt, kann die Differenz zwischen dem 
Buchwert und dem Verkaufserlös (stille 
Reserven) in Höhe von € 15.000 im Jahr 
2018 anstelle der sofortigen Versteuerung 
einer steuerfreien Übertragungsrücklage 
zugeführt werden. Im Folgejahr werden 
die stillen Reserven auf die Anschaffungs-
kosten der neu angeschafften Maschine 
übertragen. Die Grundlage für die steuer-
liche Abschreibung der neu angeschafften 
Maschine sind die Anschaffungskosten der 
Maschine (€ 130.000) vermindert um die 
Übertragungsrücklage (€ 15.000), somit 
lediglich € 115.000.

©Popartic  - istockphoto.com
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Erleidet ein Unternehmer finanzielle Einbußen, weil sich ein Dienstnehmer durch 
Diebstahl, Veruntreuung etc. widerrechtlich bereichert hat, können diese Einbußen 

als Betriebsausgaben steuerlich geltend gemacht werden.

Schaden aus Diebstahl 
Betriebsausgabe?

Das Bundesfinanzgericht (BFG) 
gibt Leitlinien vor, welche Vo-
raussetzungen zur Anerkennung 

von drittverursachten Schadensfällen als 
Betriebsausgaben gegeben sein müssen.

Um solche Schadensfälle, etwa aus einem 
Diebstahl, somit als Betriebsausgabe gel-
tend machen zu können, bedarf es für den 
Dienstgeber

1.	einer genauen innerbetrieblichen Doku-
mentation der Vorfälle, 

2.	nach außen erkennbarer Handlungen, 
wie etwa die Verfolgung durch Strafan-
zeigen bei Deliktsfällen oder die zumut-
bare Geltendmachung und Durchsetzung 
von Schadenersatzansprüchen.

Aus Sicht des Dienstnehmers ist beachten, 
dass zu den Einkünften aus nichtselbstän-
diger Arbeit nicht nur die im Dienstvertrag 
vereinbarten Entgelte zählen, sondern auch 

Vorteile, auf die kein Rechtsanspruch be-
steht und die sich der Dienstnehmer gegen 
den Willen des Dienstgebers verschafft. 
Veruntreute Gelder sind somit vom Dienst-
nehmer als Einkünfte zu versteuern!

Steuerpflichtiger hat alle ihm zumutba-
ren Maßnahmen zu ergreifen
Im vorliegenden BFG-Fall stellte ein 
Dienstgeber fest, dass es bei Anwesenheit 
einer bestimmten Dienstnehmerin regelmä-
ßig zu Fehlbeträgen kam, woraufhin das 
Dienstverhältnis mit dieser Dienstnehmerin 
beendet wurde. Die Dienstnehmerin wurde 
aber weder angezeigt noch zu einer Scha-
denswiedergutmachung verpflichtet. Als 
Nachweis der „Schadensfälle“ führte der 
Dienstgeber innerbetrieblich monatliche 
Zwischeninventuren durch und erstellte 
verschiedene Dienstpläne, um genaue 
Rückschlüsse auf die die Fehlbeträge 
verursachende Dienstnehmerin ziehen zu 
können. Nach Ausscheiden dieser Dienst-

nehmerin bestanden keinerlei Differenzen 
mehr. Mangels 100%igen Nachweises des 
„Diebstahls“ verzichtete der Dienstgeber 
aber auf eine strafrechtliche Anzeige der 
vermeintlichen Täterin.

Schadensfälle wurden vom BFG nicht 
als Betriebsausgaben anerkannt
Das BFG führte dazu aus, dass der Steu-
erpflichtige alle ihm zumutbaren Maßnah-
men zu ergreifen hat, um durch deliktische 
Handlungen verursachte Minderungen 
seines Betriebsvermögens und damit des 
steuerpflichtigen Gewinnes hintanzuhalten 
oder durch Ersatzansprüche auszugleichen.

Da der Beschwerdeführer in diesem Fall 
nicht alle ihm zumutbaren Maßnahmen 
ergriffen hatte (Anzeige), waren die geltend 
gemachten Schadensfälle als Betriebsaus-
gaben laut BFG nicht zu berücksichtigen.

©Nicki1982 - istockphoto.com
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Eine Französischlehrerin einer all-
gemeinbildenden höheren Schule 
nahm an einem Sprachkurs teil, 

der in Martinique stattfand. Daraufhin 
wollte die Lehrerin die dabei angefallenen 
Kurskosten und Reisekosten (Kosten für 
Transfer und Unterkunft sowie Verpfle-
gungsmehraufwand in Form von Tages-
geldern) als Werbungskosten steuerlich 
geltend machen.

Das Finanzamt lehnte den Abzug dieser 
Kosten als Werbungskosten ab. Das Bun-
desfinanzgericht hingegen ging in seiner 
Entscheidung davon aus, dass die Kursko-
sten zur Gänze und die Reisekosten teilwei-
se anzuerkennen seien. Gegen diese Ent-
scheidung erhob das Finanzamt Revision 
an den Verwaltungsgerichtshof (VwGH).

VwGH differenziert bei Kosten
Der VwGH führte in seiner Entscheidung 

aus, dass zwischen den Kurskosten und 
den Reisekosten zu unterscheiden ist. Da 
die Lehrerin im gegenständlichen Fall 
nachweisen konnte, dass die Bildungsmaß-
nahme zweifellos für ihre Berufstätigkeit 
förderlich war, sind die Kurskosten als 
Werbungskosten (Bildungskosten) absetz-
bar. Für die Absetzbarkeit der Kosten für 
den Kurs an sich macht es nämlich keinen 
Unterschied, ob der Steuerpflichtige einen 
Kurs an seinem Wohnort oder an einem 
anderen Ort absolviert.

Sowohl private Erholung als auch be-
rufliche Interessen
Zur steuerlichen Anerkennung der Reise-
kosten verwies der VwGH auf die von der 
Rechtsprechung entwickelten Vorausset-
zungen zur steuerlichen Anerkennung von 
Kosten einer „Studienreise“. Eine dieser 
Voraussetzungen ist, dass das Reisepro-
gramm und seine Durchführung nahezu 

ausschließlich auf jene Berufsgruppe aus-
gerichtet sind, der auch der Steuerpflichtige 
angehört und somit jeglicher Anziehungs-
kraft auf andere als in der spezifischen 
Richtung beruflich interessierte Teilnehmer 
entbehren.

Im gegenständlichen Fall einer Reise in 
touristisch interessante Regionen war die-
ses Kriterium jedoch nicht erfüllt. Es war 
daher davon auszugehen, dass die Reiseko-
sten sowohl durch private Erholungs- und 
Bildungsinteressen wie auch durch betrieb-
liche bzw. berufliche Interessen veranlasst 
waren, wobei die Veranlassungsprüfung für 
den einzelnen Reisetag vorzunehmen ist.

Da die Reise nicht „ausschließlich“ be-
trieblich bzw. beruflich veranlasst war, 
stellten die Reisekosten für die Sprachreise 
keine steuerlich abzugsfähigen Werbungs-
kosten dar.

Reisekosten bei Fortbildungen
Wenn eine Reise nicht nahezu ausschließlich beruflich veranlasst ist, sind die Kosten 

dafür nicht steuerlich absetzbar. Das gilt aber nicht für die am Reiseort 
angefallenen Kurskosten.

©Gwengoat - istockphoto.com
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Absetzbarkeit der Kosten eines 
Jusstudiums als Ausbildungsmaßnahme

Aus- bzw. Fortbildungskosten im Zu-
sammenhang mit der vom Steuer-
pflichtigen ausgeübten oder einer 

damit verbundenen beruflichen Tätigkeit 
können grundsätzlich als Werbungskosten 
geltend gemacht werden. 

Bei einem Universitätsstudium fragt die 
Finanzverwaltung oftmals kritisch nach, 
wenn die Ausbildung allgemeiner Natur 
ist bzw. für ein besonders breites Spektrum 
von Berufstätigen relevant ist und damit der 
Bezug zur ausgeübten beruflichen Tätigkeit 
nicht eindeutig klar ist.

Jus für Autohandel notwendig?
So war es auch in einem vor dem BFG 
entschiedenen Fall eines Geschäftsführers 

im Neu- und Gebrauchtwagenhandel. Der 
Geschäftsführer machte dabei geltend, 
dass er aufgrund seiner Position mit zahl-
reichen Rechtsmaterien wie beispielsweise 
Gewährleistung, Konsumentenschutz, Ar-
beitsrecht, Gewerberecht oder Unterneh-
mensrecht vertraut sein müsse. Seitens der 
Finanzverwaltung wurde hingegen argu-
mentiert, dass rechtliches Wissen in jedem 
Tätigkeitsbereich von Vorteil sei bzw. keine 
Notwendigkeit bestehe, rechtliche Kennt-
nisse auf Hochschulniveau zu erwerben. 
Rechtliches Wissen in den notwendigen 
Teilbereichen könne daher auch ohne Stu-
dium angeeignet werden.

Verwertbarkeit bei beruflicher Tätigkeit
Das BFG anerkannte die Kosten des Studi-

ums schließlich als Werbungskosten. Der 
Erwerb von juristischen Kenntnissen ist so 
wie jener von kaufmännischen oder büro-
technischen Fähigkeiten zu behandeln, für 
welche die Lohnsteuerrichtlinien (Rz. 358) 
die Vermutung eines Bezugs zur ausge-
übten Tätigkeit herstellen. Nur dann, wenn 
die Wissenserweiterung derart allgemein 
ist - z.B. bei einer AHS-Matura - scheidet 
ein Abzug als Werbungskosten aus. 

Für das BFG ist es auch evident, dass weite 
Bereiche der juristischen Ausbildung von 
einem Geschäftsführer eines Handelsbe-
triebes im Rahmen seiner beruflichen Tä-
tigkeit verwertet werden können.
(vgl. BFG, GZ RV/7105509/2017 vom 23.5.2018)

©Milkos   - istockphoto.com
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Steuerliche Aufteilung von gemischt 
genutzten Gebäuden

Werden unbewegliche Wirtschaftsgüter sowohl betrieblich als auch privat genutzt, wie 
etwa ein Gebäude, welches für den Betrieb als auch für die privaten Wohnbedürfnisse 

genutzt wird, dürfen die Aufwendungen in Zusammenhang mit dem Gebäude nur entspre­
chend der anteiligen betrieblichen Nutzung steuermindernd geltend gemacht werden. 

Im Rahmen der anteiligen betrieblichen Nutzung wirken sich 
etwa folgende Sachverhalte steuerwirksam aus: 

•	 Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Gebäude, wie etwa 
Betriebskosten, Strom, Kosten für Reparaturen, etc. Die auf den 
privaten Teil entfallenden Aufwendungen können nicht steuerlich 
geltend gemacht werden.

•	 Für die investierten Anschaffungs- und Herstellungskosten kann 
eine Abschreibung in Höhe von bis zu 2,5% pro Jahr geltend 
gemacht werden.

Zu beachten ist jedoch, dass die Zurechnung zum Betriebsver-
mögen, insbesondere im Rahmen einer Betriebsaufgabe durch 
die Überführung des Gebäudes vom betrieblichen in den privaten 
Bereich nachteilige steuerliche Auswirkungen haben kann. Durch 
die Überführung des betrieblich genutzten Gebäudeteils wird 
eine Besteuerung in Höhe von 30% ausgelöst. Unter bestimmten 
Voraussetzungen könnte in diesem Fall auch eine steuerneutrale 
Überführung möglich sein. Grund und Boden können grundsätzlich 
ohne Besteuerung ins Privatvermögen überführt werden.

80/20-Regelung
Wann ein Gebäude dem Betrieb zugerechnet wird, bestimmt sich 
nach der sogenannten 80/20-Regelung. Unter 20% betrieblicher 
Nutzung gilt das Gebäude als dem privaten Bereich des Unter-
nehmers zugeordnet. Zwischen 20% und 80% ist das Gebäude 
entsprechend anteilig im Betriebsvermögen zu erfassen. Bei einer 
mehr als 80%igen bis 100%igen betrieblichen Nutzung gilt das 
Gebäude zu 100% dem Betriebsvermögen zugeordnet

Aufteilung des Gebäudes nach dem Verhältnis der Nutzflächen
Die Aufteilung des Gebäudes in den betrieblichen und privaten 

Teil hat nach Ansicht des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH) nach 
dem Verhältnis der Nutzflächen und nicht nach Ertragswertver-
hältnissen zu erfolgen. Für diese Zwecke ist zunächst jeder Raum 
als betrieblicher oder privater Raum einzustufen, wobei dabei auf 
die ausschließliche oder zeitlich überwiegende betriebliche oder 
private Nutzung abzustellen ist.

Der Aufteilungsschlüssel des gesamten Gebäudes ergibt sich in 
weiterer Folge aus dem Verhältnis der Summe der Nutzflächen 
der betrieblichen Räume zur Summe der Nutzflächen der privaten 
Räume. Wenn die Raumhöhen der einzelnen Teile deutlich vonei-
nander abweichen, kann sich die Kubatur als Aufteilungsschlüssel 
eignen; Gebäudeteile im Keller und in abgeschrägten Dachböden, 
die zwar ausschließlich betrieblich oder außerbetrieblich/privat 
genutzt werden, aber wertmäßig deutlich hinter den anderen Räu-
men zurückbleiben, sind bei der Berechnung des Nutzflächenver-
hältnisses nicht mit der gesamten Nutzfläche, sondern bloß mit 
einem Anteil anzusetzen.

Auf Grund ihrer Beschaffenheit nicht nutzbare Gebäudeteile (z.B. 
ein unausgebauter Dachboden) sind bei Berechnung des Auftei-
lungsschlüssels überhaupt nicht zu berücksichtigen, gemeinschaft-
lichen Zwecken dienende Gebäudeteile, wie das Stiegenhaus oder 
ein Heizraum beeinflussen das Aufteilungsverhältnis nicht.

FAZIT
Die Zuordnung von Gebäuden zum Betriebs- oder Privatver-
mögen ist aus steuerlicher Sicht an zahlreiche unterschiedliche 
Konsequenzen geknüpft. Bei der sachgerechten steuerlichen 
Behandlung sowie weiterführenden Fragen unterstützen und 
beraten wir Sie gerne.

©peshkov  - istockphoto.com
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Vermietung von Liegenschaften 
an den Gesellschafter einer GmbH

Die Überlassung von Immobilien an den Gesellschafter einer GmbH ist auch aus umsatz­
steuerlicher Sicht stets sorgfältig zu prüfen, andernfalls kann der Verlust des Vorsteuerab­

zuges für bei der Gebäudeerrichtung an die GmbH erbrachten Vorleistungen drohen.

Der Umsatzsteuer unterliegen Liefe-
rungen und sonstige Leistungen, die 
ein Unternehmer im Inland gegen 

Entgelt im Rahmen seines Unternehmens 
ausführt. Ob bei der Vermietung von für 
den GmbH-Gesellschafter angeschafften 
bzw. hergestellten Immobilien durch die 
GmbH an den eigenen Gesellschafter Um-
satzsteuer in Rechnung zu stellen ist und 
dieser dafür auch der Vorsteuerabzug zu-
steht, hängt insbesondere von der Frage ab, 
ob die Überlassung eine unternehmerische 
Tätigkeit darstellt. Nach Ansicht der Finanz 
sind bei dieser Beurteilung unterschiedliche 
Aspekte zu berücksichtigen.

Fremdüblichkeit des Mietentgeltes
Bei der Prüfung, ob die Vermietung des 
Gebäudes an den Gesellschafter zu Wohn-
zwecken eine unternehmerische Tätigkeit 
darstellt, ist insbesondere auf die Fremdüb-
lichkeit des Mietentgeltes abzustellen, wobei 
ein moderates Abweichen vom fremdüb-
lichen Entgelt die Unternehmereigenschaft 
nicht ausschließt.

Die Fremdüblichkeit des Mietentgeltes 
hängt dabei insbesondere davon ab, ob es 
für das vermietete Objekt einen funktio-
nierenden Mietenmarkt gibt oder nicht. In 
weiterer Folge ist ein Vergleich zwischen 
der tatsächlich verrechneten Miete und der 
sohin ermittelten Marktmiete (Vorliegen 
eines funktionierenden Mietenmarktes) 
oder Renditemiete (kein funktionierender 
Mietenmarkt) anzustellen. Zusätzlich sind 
sämtliche Aspekte der Vertragsbeziehung 
in diese Prüfung miteinzubeziehen (z.B. 
Kündigungsmodalitäten, Vorhandensein 
bzw. Nichtanwendung von Indexklauseln, 
fremdunübliche Ausgestaltung des Miet-
vertrages, usw.).

Gelangt man auf Basis dieser Kriterien zu 
dem Ergebnis, dass eine marktkonforme 
und damit unternehmerische Vermietung 
der Immobilie durch die GmbH an ihren 
Gesellschafter zu Wohnzwecken vorliegt, 

hat die GmbH über den Vermietungsumsatz 
eine Rechnung samt Ausweis der 10%igen 
Umsatzsteuer auszustellen. Für die mit der 
Anschaffung bzw. Herstellung der Immo-
bilie an die GmbH verrechneten Umsatz-
steuerbeträge steht der GmbH der Vorsteu-
erabzug zu.

Ausschluss des Vorsteuerabzuges
Zum Ausschluss des Vorsteuerabzuges für 
Vorleistungen auf Ebene der GmbH kann 
es jedoch dann kommen, wenn die tatsäch-

lich vom Gesellschafter geleistete Miete 
weniger als 50% der fremdüblichen bzw. 
marktkonformen Miete beträgt. Ein Vorsteu-
erausschluss ist auch dann gegeben, wenn 
es sich von Vornherein um eine nichtunter-
nehmerische Vermietung handelt, z.B. wenn 
eine Luxusimmobilie, die der außerbetrieb-
lichen Sphäre der GmbH zuzurechnen ist, 
vermietet wird. In diesen Fällen unterliegt 
jedoch auch die Vermietung der Immobilie 
an den Gesellschafter für Wohnzwecke nicht 
der Umsatzsteuer.

©sl-f - istockphoto.com
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Beschränkte Steuerpflicht 
und Hauptwohnsitzbefreiung

Dafür muss der Hauptwohnsitz 
aufgegeben werden und das Ei-
genheim entweder für mindestens 

zwei Jahre durchgehend oder innerhalb der 
letzten zehn Jahre mindestens fünf Jahre 
durchgehend als Hauptwohnsitz gedient 
haben. 

Das BFG hatte sich unlängst  mit einem Fall 
auseinanderzusetzen, in dem mit Hinweis 
auf die durchgehende fünfjährige Nutzung 
als Hauptwohnsitz die Befreiung von der 
Immobilienertragsteuer zur Anwendung 
kommen sollte.

Der Anlassfall
Im Detail wollte ein leitender Beamter ei-
ner internationalen Organisation mit Sitz in 
Wien, der nach seiner mehrjährigen Tätig-
keit in Österreich mit seiner Familie nach 
Australien übersiedelte, besagte Steuerbe-
freiung geltend machen. 

Wenngleich die fünfjährige Nutzung der 
Wohnung in Österreich unbestritten war, 
verneinte das Finanzamt die Befreiung 
mit Hinweis auf die besondere steuerliche 
Situation des leitenden Beamten und nige-
rianischen Staatsbürgers. 

Beschränkte Steuerpflicht als Kriterium
Leitende Beamte mit einer „roten Legiti-
mationskarte“ genießen in Österreich - wie 

auch z.B. Diplomaten - besondere Privi-
legien und Immunitäten. Aus steuerlicher 
Sicht gelten Sonderregelungen („Wiener 
Übereinkommen über diplomatische Be-
ziehungen“), sodass diese Personen, welche 
weder österreichische Staatsbürger noch in 
Österreich ständig ansässig sind, nur mit 
ihren inländischen Einkünften gem. § 98 
EStG (d.h. im Rahmen der beschränkten 
Steuerpflicht) steuerpflichtig sind. Darü-
ber hinaus sieht Österreich eine Befreiung 
der Dienstbezüge vom Entsendestaat vor. 
Einkünfte aus Drittstaaten dürften sowieso 
nicht in Österreich besteuert werden, da 
die beschränkte Steuerpflicht niemals das 
Welteinkommen umfassen kann. 

Wie schon der VwGH vor geraumer Zeit 
zum Ausdruck gebracht hatte, verzichtet 
Österreich bei diesen Personen aufgrund 
völkerrechtlicher Verträge auf sein grund-
sätzliches Recht, deren sämtliche Einkünfte 
zu besteuern - und zwar auch dann, wenn 
diese Personen im Inland einen Wohnsitz 
oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt ha-
ben. Es ist daher beschränkte Steuerpflicht 
trotz Wohnsitzes im Inland gegeben und 
die entsprechenden Bestimmungen müssen 
angewendet werden.

Argumentation des BFG
Das BFG betonte in seiner Entschei-
dungsfindung, dass im vorliegenden Fall 

Österreich auf die unbeschränkte Einkom-
mensbesteuerung verzichtet und daher ein 
Fehlen der unbeschränkten Steuerpflicht 
in Österreich seitens des ehemals leiten-
den Beamten anzunehmen ist. Ohne un-
beschränkte Steuerpflicht können jedoch 
Vorschriften, welche die unbeschränkte 
Steuerpflicht voraussetzen (wie etwa die 
Hauptwohnsitzbefreiung), nicht zur Anwen-
dung kommen. Der leitende Beamte war 
nämlich in Österreich nicht unbeschränkt 
steuerpflichtig, da Österreich auf die unbe-
schränkte Einkommensbesteuerung wirk-
sam verzichtet hat. 

Anders ausgedrückt kann er keinen Wohn-
sitz in Österreich haben, da er wie ein be-
schränkt Steuerpflichtiger zu behandeln 
ist und daher im Umkehrschluss weder 
Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland haben kann. 

Fazit – keine Hauptwohnsitzbefreiung
Im Endeffekt blieb die bereits entrichtete 
Immobilienertragsteuer (die beschränk-
te Steuerpflicht umfasst auch Einkünfte 
aus privaten Grundstücksveräußerungen) 
als steuerliche Belastung aufrecht - die 
Hauptwohnsitzbefreiung kam nicht zur 
Anwendung.
(vgl. BFG, GZ RV/7105501/2016 vom 16.5.2018)

Die Hauptwohnsitzbefreiung ermöglicht die Befreiung von 
der Immobilienertragsteuer und somit die steuerliche Frei-
stellung des Veräußerungserlöses aus Eigenheimen bzw. 
Eigentumswohnungen samt Grund und Boden.  ©nopparat - stock.adobe.com 
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Hauptwohnsitzbefreiung 
bei Veräußerung von Eigenheimen

Hat jemand mehrere Wohnsitze, ist der Hauptwohnsitz jener, zu dem die engeren persön­
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen bestehen. Der melderechtlichen Hauptwohnsitz-

Meldung kommt in diesem Zusammenhang bloß Indizwirkung zu.

 ©Kittiphan- stock.adobe.com 

FAZIT
Ob bzw. inwieweit in Ihrem individuellen 
Einzelfall bei der Veräußerung Ihrer pri-
vaten Immobilie eine Befreiungsbestim-
mung tatsächlich zur Anwendung gelangt, 
ist stets anhand der konkreten Umstände 
zu beurteilen und gegebenenfalls gegen-
über der Abgabenbehörde zu dokumen-
tieren. Wir unterstützen und beraten Sie 
dabei gerne!

Gewinne aus privaten Grundstücks-
veräußerungen unterliegen dem 
30%igen Immobilienertragsteuer-

satz. In bestimmten Fällen sieht das Gesetz 
jedoch eine Befreiung von der Steuerpflicht 
vor.

Einkommensteuerfrei sind etwa die Ein-
künfte aus der Veräußerung von Eigenhei-
men oder Eigentumswohnungen samt Grund 
und Boden, wenn sie dem Veräußerer ab der 
Anschaffung oder Herstellung (Fertigstel-
lung) bis zur Veräußerung für mindestens 
2 Jahre durchgehend als Hauptwohnsitz 
gedient haben und der Hauptwohnsitz bei 
Veräußerung aufgegeben wird. In diesem 
Zusammenhang hat der Verwaltungsge-
richtshof (VwGH) eine für den Steuer-
pflichtigen im Einzelfall durchaus positive 
Entscheidung getroffen.
 
Positive VwGH-Entscheidung trotz Ab-
meldung
In einem vor dem VwGH anhängigen Fall 
verkaufte der Steuerpflichtige seine Eigen-

tumswohnung, wobei er im dem Verkauf 
vorangegangenen Jahr für einen Zeitraum 
von etwas mehr als einem Monat seinen 
melderechtlichen Hauptwohnsitz an der 
veräußerten Eigentumswohnung abgemeldet 
hatte, da er für diesen Zeitraum kurzfristig 
zu seinem Vater gezogen ist. Seine (dama-
lige) Ehefrau sowie seine Kinder wohnten 
auch während dieses Zeitraumes weiterhin 
in der später veräußerten Wohnung.

Während die Vorinstanzen (Finanzamt und 
Bundesfinanzgericht (BFG)) argumentierten, 
dass der Steuerpflichtige nicht für minde-
stens 2 Jahre durchgehend in der veräußerten 
Eigentumswohnung seinen Hauptwohnsitz 
begründet hatte und somit der Verkauf 
nicht steuerfrei war, führte der VwGH in 
diesem Zusammenhang aus, dass jemand 
einen (Haupt)Wohnsitz dort hat, wo er eine 
Wohnung unter Umständen inne hat, die da-
rauf schließen lassen, dass er die Wohnung 
beibehalten und benutzen wird.

Hat der Steuerpflichtige mehrere Wohn-

sitze, ist der Hauptwohnsitz jener, zu dem 
tatsächlich die engeren persönlichen und 
wirtschaftlichen Beziehungen bestehen. Der 
melderechtlichen Hauptwohnsitz-Meldung 
kommt in diesem Zusammenhang bloß In-
dizwirkung zu.

Der VwGH hob die Entscheidung des BFG 
auf. Die Hauptwohnsitzbefreiung wurde 
gewährt.
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„Reinen Tisch machen“ 
mit der Selbstanzeige

Für Unternehmen sind Betriebs-
prüfungen ebenso regelmäßig wie 
manchmal unangenehm. Wenn zur 

Nachzahlung von Steuern (beispielsweise 
aufgrund der Nichtanerkennung von Be-
triebsausgaben) auch finanzstrafrechtlich 
bedeutende Vergehen hinzukommen, kann 
dies im Extremfall zusätzlich empfindliche 
Geldstrafen und sogar Freiheitsstrafen für 
die verantwortlichen Unternehmensorgane 
nach sich ziehen.

Selbstanzeige – der Weg zurück in die 
Steuerehrlichkeit
Abhilfe vor finanzstrafrechtlichen Konse-
quenzen und gleichsam den Weg zurück 
in die Steuerehrlichkeit bietet die „Selbst-
anzeige“, deren wesentliche Elemente die 
Darlegung der Verfehlung und Offenlegung 
der bedeutsamen Umstände, die Schadens-
gutmachung, die Täterbenennung und die 
Rechtzeitigkeit der Anzeige sind.

Wann?
Wenngleich eine Selbstanzeige nicht an 
besondere formelle Bedingungen geknüpft 
ist, sollte sie schriftlich und mit der not-
wendigen Sorgfalt erstellt werden. Die 
Rechtzeitigkeit der Selbstanzeige ist u.a. 
dann gegeben, wenn im Rahmen einer Be-
triebsprüfung unmittelbar vor dem Beginn 
einer Prüfungshandlung eine Selbstanzeige 
eingebracht wird. Ebenso rechtzeitig ist es, 

wenn bisher noch keine behördlichen Ver-
folgungshandlungen gegen den Anzeiger 
oder gegen Tatbeteiligte gesetzt wurden 
oder noch keine Tatentdeckung vorliegt. 
Erfolgt eine Selbstanzeige zu spät, so kann 
sie immerhin noch als Milderungsgrund 
in einem Finanzstrafverfahren angesehen 
werden.

Wer war es?
Bei der Täterbenennung ist zu beachten, 
dass die Selbstanzeige nur für die anzei-
gende Person sowie für die Person(en), 
für die sie erstattet wurde, wirkt. Diese 
genaue Bezeichnungspflicht besteht nicht 
nur, wenn mehrere Personen als Täter in 
Frage kommen, sondern auch wenn der 
Täter Alleingesellschafter und Alleinge-
schäftsführer einer Gesellschaft ist und 
somit de facto nur eine bestimmte Person 
der Täter sein kann. 

Muss der Scahden wieder gut gemacht 
werden?
Die Schadensgutmachung hat binnen einer 
Frist von einem Monat zu erfolgen, wobei 
innerhalb dieser Frist Zahlungserleichte-
rungen bis höchstens zwei Jahre beantragt 
werden können. Da umstritten ist, ob für die 
Erlangung der strafbefreienden Wirkung 
der Selbstanzeige die Einzahlung bei der 
(eigenen) Bank am letzten Tag der Mo-
natsfrist ausreichend ist oder ob das Geld 

an diesem Tag bereits am Finanzamts-
konto eingelangt sein muss, ist es ratsam, 
die fällige Zahlung jedenfalls rechtzeitig 
vorzunehmen.

Kein Taktieren mehr durch „stückchen-
weise“ Selbstanzeige
Neben den grundsätzlich bereits anspruchs-
vollen Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Selbstanzeige kommt hinzu, dass es 
vor ein paar Jahren zu bedeutenden Ein-
schränkungen in der Anwendungsmöglich-
keit der Selbstanzeige gekommen ist. Die 
Einschränkungen sollten ganz allgemein 
betrachtet zu mehr Steuerehrlichkeit füh-
ren und bedingen, dass eine Selbstanzeige 
vollständig erfolgen muss, um ihre Wirk-
samkeit entfalten zu können. Vor dieser 
Verschärfung durch die Finanzstrafge-
setznovelle 2014 war es mitunter üblich, 
lediglich bei gestiegenem Entdeckungs-
risiko - und dann unter Umständen „peu 
à peu“ - Selbstanzeige zu erstatten. Diese 
Vorgehensweise war allerdings schon frü-
her kostspielig, da jeweils eine Abgabener-
höhung von 25% entrichtet werden musste.

Was liegt, das pickt!
Indem die strafbefreiende Wirkung mehr-
facher Selbstanzeigen entfallen ist, ist eine 
Selbstanzeige dann nicht mehr strafbefrei-
end, wenn bereits einmal hinsichtlich des-
selben Abgabenanspruchs eine Selbstan-

Schon seit geraumer Zeit sind auch in Steuerangelegenheiten Einschränkungen 
und Verschärfungen wahrnehmbar. Neben (vor allem international getriebenen) 
Anti-Missbrauchsbestimmungen ist es in Österreich auch zu einigen Novellie­
rungen des Finanzstrafgesetzes gekommen. 
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Mehrbetrag (in €) Zuschlag

Bis zu 33.000 5%

33.000 bis 100.000 15%

100.000 bis 250.000 20%

Über 250.000 30%

zeige erstattet worden ist. Es ist dabei auch 
unbedeutend, durch welchen Verschuldens-
grad die Sperrwirkung eintritt. Wurde also 
eine Selbstanzeige versehentlich unvoll-
ständig erstattet, so kann nicht mehr durch 
eine weitere bzw. ergänzende Selbstanzeige 
zu diesem Abgabenanspruch dieses Jahres 
in die Steuerehrlichkeit zurückgekehrt wer-
den. Eine wesentliche Ausnahme von der 
„Einmaligkeit der Selbstanzeige“ besteht 
allerdings bei Vorauszahlungen wie etwa 
bei Umsatzsteuervoranmeldungen.

Hoher Zuschlag bei Selbstanzeige kurz 
vor der Betriebsprüfung
Darüber hinaus ist es zu einer Verteuerung 
für Selbstanzeigen im Nahbereich von Be-
triebsprüfungen gekommen, um ein Zuwar-
ten bis zum Beginn der Betriebsprüfung 
einzuschränken. Davon umfasst sind nur 
Selbstanzeigen für grob fahrlässige bzw. 
vorsätzlich begangene Finanzvergehen. 
Die oben beschriebenen Anforderungen 
an eine erfolgreiche Selbstanzeige gelten 
davon unabhängig. Der (zusätzlich zum 
Verkürzungsbetrag zu entrichtende) Zu-
schlag, der von der Abgabenbehörde mit-
tels Bescheid festgesetzt wird, bemisst sich 
nach der Höhe der aus der Selbstanzeige 
resultierenden Mehrbeträge und ist wie 
folgt gestaffelt.

Sofern dieser Zuschlag nur teilweise ent-

richtet wird, kommt es nur (bzw. immerhin) 
zu einer Teilwirksamkeit der Selbstanzeige. 
Generell ist in Österreich - anders als etwa 
in Deutschland - die (einmalige) Teilwirk-
samkeit von Selbstanzeigen anerkannt. Die 
Teilwirksamkeit ergibt sich auch aus dem 
Gesetzestext (z.B. „… tritt die Straffreiheit 
nur insoweit ein, als…“).

Keine Möglichkeit der 
Selbstanzeige bei …
Keine Selbstanzeigen sind im Rahmen des 
Gebührengesetzes vorgesehen (mangels fi-
nanzstrafrechtlicher Konsequenzen). Expli-
zit ausgeschlossen wurde die Möglichkeit 
einer Selbstanzeige für Finanzvergehen 
im Zusammenhang mit der Übermittlung 
des länderbezogenen Berichts (Country-
by-Country Report) im Rahmen des Ver-
rechnungspreisdokumentationsgesetzes. 
Österreichische Konzerne mit heimischer 
oberster Muttergesellschaft und einem 
konsolidierten Konzernvorjahresumsatz 
von über € 750 Mio.  können bei fehlender 

oder mangelhafter Erstellung des länder-
bezogenen Berichts mit bis zu € 50.000 
Geldstrafe bestraft werden. Die Abhilfe 
mittels Selbstanzeige ist hier explizit aus-
geschlossen.

Verkürzungszuschlag bei geringen 
Finanzvergehen
In Anlehnung an die strafbefreiende 
Wirkung der Selbstanzeige besteht die 
Möglichkeit der Entkriminalisierung 
von Finanzvergehen mit verhältnismäßig 
geringer krimineller Energie. Sofern die 
relevanten Abgabenverkürzungen, wel-
che z.B. im Rahmen einer Betriebsprü-
fung festgestellt wurden, in einem Jahr 
(Veranlagungszeitraum) nicht mehr als  
€ 10.000 ausmachen und insgesamt nicht 
mehr als € 33.000 überschreiten, kann 
mittels Verkürzungszuschlag Straffreiheit 
i.S.d. Finanzstrafgesetzes erlangt werden. 
Der Verkürzungszuschlag beträgt 10% 
der festgestellten Nachforderungen und 
bedingt Einverständnis bzw. Beantragung 
durch den Steuerpflichtigen. Die Abgaben-
nachforderung inklusive Verkürzungszu-
schlag muss innerhalb eines Monats be-
zahlt werden - Zahlungsaufschub ist hierbei 
nicht möglich.

©aluxum - istockphoto.com
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A1-Bescheinigung bei 
grenzüberschreitenden Dienstreisen

Dienstnehmer, die im Auftrag des Arbeitsgebers ins EU/EWR-Ausland bzw. in die Schweiz 
reisen, haben eine A1-Bescheinigung mit sich zu führen. 

Die A1-Bescheinigung dient als Nachweis, dass in Österreich 
eine aufrechte Sozialversicherung besteht. Sollte keine A1-
Bescheinigung mitgeführt werden, droht in den meisten 

europäischen Ländern der Erlass empfindlicher Bußgeldbescheide.

Arbeitet etwa ein Dienstnehmer im Rahmen einer Messe für einige 
Tage oder auch nur einige Stunden im Ausland, müssten dafür 
Zahlungen in das Sozialversicherungssysteme des anderen Landes 
geleistet werden. Um dieser Doppelbelastung innerhalb Europas 
entgegenzuwirken, gibt es die A1-Bescheinigung. 

Vermehrte Kontrollen
Die Rechtsgrundlage für die Notwendigkeit einer A1-Bescheini-
gung ist schon seit längerem in Kraft, allerdings wird in letzter 
Zeit vermehrt von Kontrollen berichtet. Die Kontrollen finden vor 
allem bei Messen, Seminaren, auf Flughäfen oder in Hotels statt.

Beantragung der A1-Bescheinigung
Anträge auf Ausstellung des A1-Formulars sind bei dem für die 
Versicherung zuständigen Krankenversicherungsträger einzu-
bringen. Die GKK empfiehlt, künftige Beantragungen auf Aus-
stellung eines A1-Formulares in elektronischer Form (ELDA = 
Elektronischer Datenaustausch mit den österreichischen Sozial-

versicherungsträgern) vorzunehmen. Die Ausstellung auf diesem 
Weg hat auch den Vorteil, dass die Bearbeitung durch die GKK 
schneller erfolgt und auch das ausgestellte Formular „PD A1“ 
mittels ELDA rückübermittelt wird (Wegfall des Postweges). 
Bei regelmäßigen Dienstreisen (mehr als sechs pro Jahr und 
Mitarbeiter) kann eine A1-Bescheinigung für bis zu maximal 
24 Monate und auch mehrere Zielländer (EU/EWR Raum inkl. 
Schweiz) ausgestellt werden.

Nichtvorliegen einer A1-Bescheinigung - Folgen
Das Nichtmitführen des Formulars hat zur Folge, dass entsendete 
Arbeitnehmer nach dem Sozialversicherungsrecht des Landes, 
in dem sie sich aufhalten, zu versichern wären. In einigen EU-
Staaten wurden bei Nichtvorlage des Formulars bereits Geldstrafen 
verhängt. Bitte beachten Sie, dass für jede noch so kurze grenzü-
berschreitende Tätigkeit, aber auch beim Besuch von Messen und 
Seminaren ab dem 1. Tag eine A1-Bescheinigung notwendig ist. 
Eine zeitliche Bagatellgrenze für Dienstreisen oder Entsendungen 
sehen die gesetzlichen Rahmenbedingungen derzeit nicht vor.

Unser Personalverrechnungs-Team unterstützt Sie gerne bei der 
Beantragung der A1-Bescheinigung.
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Der OGH hatte sich unlängst mit 
einem dazu passenden Sachverhalt 
zu beschäftigen. Nach einem Wech-

sel zu einem Konkurrenzunternehmen ver-
suchte eine Ehepaar (beide Personen) ehe-
malige Teammitglieder zu einem Wechsel 
zu eben diesem Konkurrenzunternehmen zu 
bewegen, obwohl in den jeweiligen Dienst-
verträgen eine Konventionalstrafe in Höhe 
von  € 2.500 pro Fall  - auch nach Been-
digung ihres eigenen Dienstverhältnisses 
- vereinbart war. 

Die Kernfrage im vorliegenden Fall ist 
die Höhe der Konventionalstrafe, wenn 
mehrere Personen an der Abwerbeaktion 
beteiligt sind und z.B. ein (ehemaliger) Ar-
beitskollege gleichzeitig von zwei Personen 
abgeworben wird. 

Doppelte oder geteilte Strafe?
Als Alternative zur doppelten Konventi-
onalstrafe -  so würde man es aufgrund 
der Dienstverträge vermuten - bestünde 
auch die Möglichkeit, dass die beiden 

Abwerbenden für die Konventionalstrafe 
solidarisch haften und somit der Arbeit-
geber die Konventionalstrafe nur einmal 
verlangen darf. 

OGH-Entscheidung 
Der Oberste Gerichtshof betonte in seiner 
Entscheidung, dass es für die Konventional-
strafe nicht einmal zum Eintritt eines mate-
riellen Schadens beim Arbeitgeber kommen 
muss (keine Ausgleichsfunktion der Strafe 
sondern eine Pauschalierung des Schaden-
ersatzanspruchs). Sinn und Zweck liegen 
vielmehr darin, den Arbeitnehmer von dem 
ungewünschten Verhalten abzuhalten. 

Die Abschreckungsfunktion würde konter-
kariert bzw. entwertet werden, wenn zwei 
Arbeitnehmer, die sich gesondert ausdrück-

lich zur Unterlassung von Abwerbungen 
verpflichtet haben, bei gemeinsamer Ab-
werbung eines Kollegen nur solidarisch 
haften würden. Schließlich könnten sich 
beide die dann nur einfache Strafe im End-
effekt teilen. 

Die Abschreckungsfunktion würde also 
immer stärker an Bedeutung verlieren, je 
mehr „Mittäter“ an der Abwerbeaktion 
beteiligt sind. 

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass oft-
mals die Wahrscheinlichkeit steigt, dass 
eine Person gemeinsam mit den Abwer-
benden zu einem Konkurrenzunterneh-
men wechselt, umso mehr Personen auf 
sie eingewirkt haben. 

Strafe für beide ehemaligen Dienstnehmer
Der OGH entschied somit, dass beide Be-
teiligten jeweils gesondert die Konventio-
nalstrafe an ihren ehemaligen Arbeitgeber 
bezahlen müssen.
(vgl. OGH, GZ 9 ObA 87/18m vom 27.9.2018)

Mehrfache Konventionalstrafe 
als Abschreckung beim gemeinsamen 

Abwerben von Kollegen
Dienstverträge können mitunter vorsehen, dass Arbeitnehmer zur Zahlung einer Konventional­
strafe (Pönale) verpflichtet werden, wenn sie während des Dienstverhältnisses, wie auch nach 
dessen Beendigung, Mitarbeiter direkt oder indirekt abwerben oder dies zumindest versuchen. 

„Eintritt eines materiellen 
Schadens ist keine Voraus­

setzung für die Konven­
tionalstrafe“

©simpson33 - istockphoto.com
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Die Auswahl jener Unternehmen, 
die geprüft werden sollen, erfolgt 
entweder nach einem zeitlichen 

Aspekt oder nach einem mathematischen 
Zufallssystem, manchmal auch aufgrund 
von (anonymen) Anzeigen oder auf Anre-
gung durch das Finanzamt wegen Auffäl-
ligkeiten, wie etwa größeren Abweichungen 
oder Unregelmäßigkeiten in der UVA / 
Steuererklärung, permanenten Verlusten 
oder stark schwankenden Umsätzen, In-
venturen, Aufwendungen, etc..

Üblicherweise werden die letzten drei 
veranlagten Jahre geprüft, im Falle einer 
Abgabenhinterziehung ist aber die Aus-
dehnung des Prüfungszeitraums auf bis 
zu 10 Jahre möglich.

Kontenregisterabfrage zulässig?
Vor der Prüfung hat sich der Betriebsprü-
fer eine Woche vorher anzumelden, bei 
Prüfungsbeginn auszuweisen und den 
schriftlichen Prüfungsauftrag auszufol-
gen. Während der laufenden Prüfung kann 
der Prüfer den Betrieb des Unternehmens 
besichtigen, alle Belege, Buchhaltungsun-
terlagen, Verträge, Inventuren, Fahrtenbü-
cher, etc. einsehen und andere Personen, 
wie etwa Nachbarn oder Dienstnehmer, 
befragen.

Unter bestimmten Voraussetzungen ist 
auch eine Kontenregisterabfrage als Vor-
bereitung auf die Betriebsprüfung zulässig. 
Das Privathaus darf der Prüfer aber nicht 
ohne weiteres betreten oder Gegenstände 
oder Unterlagen beschlagnahmen. Maxime 
jeder Außenprüfung ist die gesetzlich vor-
gesehene Pflicht des Prüfers, den objektiv 
richtigen Sachverhalt zu erforschen, und 
gegebenenfalls auch zugunsten des jewei-
ligen Abgabepflichtigen.

Recht auf Schlussbesprechung
Der Unternehmer wiederum hat während 
der gesamten Außenprüfung ein Recht 
auf Parteiengehör, es muss ihm also stets 
genügend Gelegenheit gegeben werden, 
zu den Sachverhaltsdarstellungen und Be-
rechnungen des Prüfers Stellung nehmen 
zu können. Dies umfasst insbesondere auch 
das Recht auf eine Schlussbesprechung am 
Ende der Außenprüfung.

Der Unternehmer muss alle für die Besteu-
erung bedeutsamen Umstände vollständig 
und wahrheitsgemäß offenlegen. Er ist ver-
pflichtet, bei der Sachverhaltsermittlung 
mitzuhelfen und Auskünfte zu erteilen 
(Mitwirkungspflicht). Grenzen können sich 
dabei jedoch aus einer allfällig bestehen-
den Verschwiegenheitspflicht, aus Gründen 

der Verhältnismäßigkeit, Zumutbarkeit und 
Geeignetheit ergeben.
 
Erstattung einer Selbstanzeige?
Sollte angesichts einer bevorstehenden Au-
ßenprüfung die Erstattung einer Selbst-
anzeige überlegt werden, ist zu beachten, 
dass die Regeln für die Straffreiheit bei 
Selbstanzeigen seit 1.10.2014 verschärft 
wurden. Betroffen sind Selbstanzeigen, die 
anlässlich von finanzbehördlichen Nach-
schauen und Außenprüfungen erstattet 
werden. Solche Selbstanzeigen führen nur 
noch dann zur Straffreiheit, wenn sowohl 
die hinterzogene Abgabe als auch ein soge-
nannter Strafzuschlag bezahlt werden. Die 
Höhe dieses Strafzuschlags hängt von der 
Höhe der hinterzogenen Abgabe ab (Staf-
felung zwischen 5% und 30%).

Brennpunkt Außenprüfung
Was darf der Betriebsprüfer?

Sobald sich ein Betriebsprüfer des Finanzamtes angekündigt hat, werden viele 
Unternehmer nervös – meist zu Unrecht. Durch gute Vorbereitung kann man einer 

Außenprüfung gelassener entgegensehen. 

TIPP
Ist eine „Reparatur der Vergangenheit“ 
erforderlich, sollte diese daher noch vor 
Ankündigung einer Außenprüfung er-
folgen, da in diesem Fall die Selbstanzei-
ge auch ohne Zahlung eines zusätzlichen 
Strafzuschlags strafbefreiend wirkt.  
Lesen Sie mehr dazu auf Seite 16 ff..


